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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider, Mick, Dr. Jahn (Münster), 
Dr. Klein (Stolberg), Dr. Hornhues, Link, Niegei, Nordlohne, Orgaß, Dr. Prassler, 
Sauer (Salzgitter), Schmöle und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/2348 — 

betr. Lage der Bau- und Wohnungswirtschaft 


Der Bundesminister für Wirtschaft - IV C 6 - 02 81 00 - und der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
-WII3-R07-4- haben mit Schreiben vom 19. Juli 1974 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt be- 
antwortet: 

Die rückläufige Entwicklung in der Bauwirtschaft stellt eine 
Anpassung an den mittelfristig zu erwartenden Baubedarf dar. 
Die Einschränkung der Bauproduktion und letztlich auch ein 
Kapazitätsabbau sind in der Bauwirtschaft nach den hohen 
Produktionszahlen der vergangenen Jahre im Wohnungsbau 
unvermeidlich. Der notwendige Rückgang im Wohnungsbau- 
bereich - hier kann auf längere Sicht mit einem Neubaubedarf 
von 450 000 bis 500 000 Wohnungen jährlich gerechnet werden - 
kann durch eine erhöhte öffentliche Bautätigkeit höchstens ge- 
mildert werden. 

Die konjunkturelle Entwicklung hat den erforderlichen struktu- 
rellen Anpassungsvorgang beschleunigt. Die Bundesregierung 
hat mit ihren konjunkturpolitischen Lockerungsmaßnahmen 
vom 19. Dezember 1973 und der Verabschiedung ihres 600-Mio- 
DM-Investitionsprogramms am 6. Februar 1974 einem konjunk- 
turellen Einbruch entgegengewirkt und damit gleichzeitig dazu 
beigetragen, daß der Umstrukturierungsvorgang in der Bau- 
wirtschaft nicht zu einem Kapazitäts- und Beschäftigungsabbau 
führt, der über das längerfristig erforderliche Maß hinausgeht. 

Die von der Bundesregierung ergriffenen Maßnahmen scheinen, 
wie die Entwicklung bei Auftragseingängen und Baugenehmi- 
gungen andeutet, den Rückgang auf einem Niveau stabilisiert 
zu haben, das langfristig als angemessen angesehen werden 
kann. Sollte sich in den nächsten Monaten jedoch erweisen, 
daß sich die Stabilisierung bei Auftragseingängen und Bau- 
genehmigungen nicht fortsetzt, wird die Bundesregierung über 
etwa notwendig werdende weitere Maßnahmen im Zusammen- 
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hang mit den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen und den 
finanzpolitischen Möglichkeiten entscheiden. 


Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige Krisen- 
situation in der Bauwirtschaft und die dadurch bedingten Aus- 
wirkungen auf die Beschäftigungslage? 

Die gegenwärtige Situation in der Bauwirtschaft ist durch eine 
strukturelle Anpassung der Baukapazitäten an den langfristig 
notwendigen Bedarf gekennzeichnet, die sich aus konjunkturel- 
len Gründen besonders schnell vollzieht. Die Strukturanpas- 
sung macht auch einen Abbau der Beschäftigtenzahlen in der 
Bauwirtschaft unausweichlich. Die Umsetzung freigewordener 
und freiwerdender Arbeitskräfte in andere berufliche Tätig- 
keiten hat zwangsläufig zur Folge, daß sich in der Anpassungs- 
phase ein Ansteigen der Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter 
ergibt, die derzeit mit rd. 44 000 deutlich über dem in den 
Vorjahren gewohnten niedrigen Stand liegt. 


2. Geht die Bundesregierung davon aus, daß in absehbarer Zeit 
eine Tendenzwende eintritt, oder befürchtet sie eine weitere 
Verschärfung der Krisensituation? 


Eine Stabilisierung bei Auftragseingängen und Baugenehmi- 
gungen auf niedrigerem Niveau scheint sich bereits seit dem 
Frühjahr anzubahnen. 

Allerdings kann bei der Beurteilung der konjunkturellen Ent- 
wicklung von Auftragseingängen und Baugenehmigungen nicht 
allein der Vorjahresvergleich herangezogen werden. Denn ein 
solcher Vergleich zeigt nur das erreichte niedrigere Niveau an, 
nicht jedoch, ob die Entwicklung weiter rückläufig ist oder sich 
stabilisiert hat. 


3. Hält die Bundesregierung den Rückgang der Beschäftigtenzahl 
von 13 v. H. im Baugewerbe im Hinblick auf die langfristige 
Strukturbereinigung in diesem Wirtschaftszweig wirtschafts- 
und sozialpolitisch für vertretbar? 

Wie bereits ausgeführt, haben die derzeitigen Beschäftigungs- 
schwierigkeiten in der Bauwirtschaft konjunkturelle und struk- 
turelle Ursachen. Es wird sich erst nach der augenblicklichen 
Konjunkturabschwächung sagen lassen, in welchem Umfang 
ein Beschäftigungsrückgang aus Strukturgründen stattgefunden 
hat. Ein gewisser Abbau der Beschäftigtenzahl in der Bauwirt- 
schaft wird jedoch im Interesse der Strukturbereinigung not- 
wendig sein. Er ist auch sozialpolitisch vertretbar, wenn alles 
unternommen wird, den betroffenen Arbeitnehmern eine neue, 
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angemessene Beschäftigung zu sichern. Dabei wird es auch 
darauf ankommen, die arbeitsmarktpolitischen Hilfen der Bun- 
desanstalt für Arbeit, so insbesondere die Arbeitsvermittlung, 
die Leistungen zur beruflichen Anpassung, notfalls auch zur 
Umschulung voll zu nutzen. 


4. Inwieweit sind von dem Beschäftigungsrückgang in der Bau- 
wirtschaft inländische und ausländische Arbeitskräfte sowie 
Facharbeitskräfte betroffen? 


Eine Aufteilung des Beschäftigtenrückganges auf ausländische 
und inländische Arbeitskräfte ist nicht möglich, da die Beschäf- 
tigten in kurzfristigen Statistiken nicht nach In- und Auslän- 
dern getrennt erfaßt werden. 

Im April 1974 war der Bescbäftigtenrückgang bei den tätigen 
Inhabern und den kaufmännischen und technischen Angestell- 
ten einschließlich Lehrlinge im Vergleich zum April 1973 mit 
2,8 v. II. noch gering. Im Bereich der gewerblichen Arbeit- 
nehmer betrug der Rückgang 12,2 v. H. Die Abnahme der 
Beschäftigung war bei den Facharbeitern einschließlich Poliere 
und Meister mit 10,6 v. H. deutlich niedriger als bei den Fach- 
werkern und Werkern mit 17,5 v. H. 


5. Inwieweit bähen sich bisher die von der Bundesregierung in 
ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage vom 7. Januar 1974 
Drucksache 7 1503 - betr. Krise im Wohnungsbau im einzel- 
nen angegebenen Maßnahmen zur Verhinderung zu starker 
Konjunktureinbrüche in der Bauwirlschaft konkret ausgewirkt? 

Auftragseingänge und Auftragsvergaben im öffentlichen Hoch- 
und Tiefbau haben sich aufgrund der konjunkturpolitischen Be- 
schlüsse der Bundesregierung im Jahre 1974 positiv entwickelt. 
Auch die Zahl der in diesem Jahr im öffentlichen Bau geleiste- 
ten Arbeitsstunden hat deutlich zugenommen. Für eine Fort- 
setzung dieser positiven Tendenz spricht u. a. die Tatsache, daß 
die Baugenehmigungen für öffentliche Hochbauten von Januar 
bis Mai 1974 dem Volumen nach um 30,8 v. H. über den ent- 
sprechenden Werten des Vorjahres lagen. 

Die im Wohnungsbau getroffenen Maßnahmen scheinen ihre 
Wirkung ebenfalls nicht verfehlt zu haben. Der relativ günstige 
Verlauf der Wohnungsbaugenehmigungen in den letzten Mo- 
naten hängt sicher zum Teil mit der Wiederinkraftsetzung der 
Sonderabschreibung nach § 7b EStG zum 1. Januar 1974 zu- 
sammen. 

Das Zinsverbilligungsprogramm für 50 000 Sozialwohnungen ist 
erst nach Überwindung gewisser Anlaufschwierigkeiten in 
Gang gekommen. Bis zum 5. Juli 1974 sind für 28 323 Wohnun- 
gen Berechtigungsbescheinigungen für die Inanspruchnahme 
der Zinsverbilligung ausgestellt worden. Die Bewilligung der 
normalen Förderungsmittel durch die Bewilligungsstellen der 
Länder erfolgt in der Regel erst einige Wochen nach Erteilung 
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der erwähnten Berechtigungsbescheinigung. Deshalb zeigen die 
bisher für den Zeitraum bis Mai 1974 vorliegenden Meldungen 
der Länder über die Bewilligungen im sozialen Wohnungsbau 
nur die ersten Auswirkungen der Zinsverbilligungsmaßnahme 
des Bundes. Immerhin sind in den ersten fünf Monaten dieses 
Jahres im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau aber 
um 22,7 v. H. mehr Wohnungen gefördert worden als im ent- 
sprechenden Vorjahreszeitraum (22 100 gegenüber 18 000 Woh- 
nungen). 


6. Hält die Bundesregierung angesidits der sich weiterhin ver- 
schärfenden Krisensituation zur Sicherung eines hohen Be- 
schäftigungsstandes in der Bauwirtschaft eine Erhöhung der 
Nachfrage für erforderlich; ist sie insbesondere bereit, das vom 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
erarbeitete „Schubladenprogramm zur Stützung der Wohnungs- 
bauproduktion" in Höhe von 900 Millionen DM, das nach einer 
Pressemitteilung des ehemaligen Bundesministers für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau Dr. Vogel vom 8. Mai 1974 
„in der Schublade schon sehr weit nach oben gerückt ist", zu 
verwirklichen? 


Es bleibt vorerst abzuwarten, ob sich die Lage in der Bauwirt- 
schaft weiter stabilisiert oder wieder verschärft. Um für den 
Eventualfall gerüstet zu sein, sind bereits vorsorglich Über- 
legungen angestellt worden. Eine zusätzliche Stützung des 
sozialen Wohnungsbaues über das noch nicht abgewickelte 
Zinsverbilligungsprogramm für 50 000 Sozialwohnungen hin- 
aus erscheint zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht angebracht. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige Situation 
in der Wohnungswirtschaft? 

Die unternehmerische Wohnungswirtschaft befindet sich gegen- 
wärtig in einer schwierigen Situation. Das außerordentlich 
große, immer noch wachsende Angebot an freifinanzierten Neu- 
bauwohnungen, das auf Investitionsentscheidungen früherer 
Jahre zurückgeht, trifft seit geraumer Zeit auf eine zurück- 
haltende Nachfrage. Schon um die Jahreswende 1972/1973 
waren auf bestimmten Wohnungsteilmärkten, wie vor allem 
auf dem Markt für freifinanzierte Eigentumswohnungen, Sätti- 
gungserscheinungen zu verzeichnen. Der starke Anstieg der 
Hypothekenzinsen hat zu einer zusätzlichen Begrenzung der 
Nachfrage nach Wohnungseigentum geführt. 

Die hieraus resultierenden Liquiditäts- und Rentabilitäts- 
probleme treffen die einzelnen Wohnungsunternehmen und 
Bauträger in unterschiedlichem Maße. Je stärker ein Unter- 
nehmen in den vergangenen Jahren den Wohnungsbau für den 
freien Wohnungs- und Immobilienmarkt in Erwartung einer 
dauerhaft hohen Wohnungsnachfrage forciert und dazu auch 
die personelle Unternehmenskapazität ausgebaut hat, desto 
gravierender sind seine derzeitigen Probleme. 

Die Bundesregierung hat bereits Anfang Januar 1974 in ihrer 
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Antwort auf eine ähnliche Kleine Anfrage (Drucksache 7/1503) 
ihre Auffassung bekräftigt, daß es marktwirtschaftlichen Prin- 
zipien widerspräche, de facto eine Absatz- oder Vermietungs- 
garantie für alle in Angriff genommenen oder fertiggestellten 
Wohnungsbau Vorhaben auszusprechen. Eine in Einzelfällen 
mögliche Übernahme bereits erstellter freifinanzierter Woh- 
nungen in den sozialen Wohnungsbau darf nicht die notwen- 
digen Preiskorrekturen am Immobilienmarkt unterlaufen. Die- 
ser Standpunkt hat unverändert Gültigkeit. 

Zu dem im Vorwort der Kleinen Anfrage angesprochenen 
Problem der durch die Förderung des sozialen Wohnungsbaues 
„vorprogrammierten Mietsprünge" ist folgendes festzustellen: 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau steht in Verhandlungen mit den für die Förderung des 
sozialen Wohnungsbaues in erster Linie zuständigen Woh- 
nungsbauministern der Länder über eine Begrenzung des 
subventionstechnisch bedingten Mietanstiegs bei den neu ge- 
förderten Sozialwohnungen. Es hat sich gezeigt, daß einzelne 
Länder bei der konkreten Ausgestaltung der grundsätzlich auch 
künftig beizubehaltenden degressiven öffentlichen Förderung 
den Spielraum für einen schrittweisen Abbau der Subventionen 
überschätzt haben. Es muß das gemeinsame Bestreben von 
Bund und Ländern sein, insoweit zu einem besser abgewogenen 
und abgestimmten Vorgehen zu kommen. 


8. Hält die Bundesregierung die Wirtschaftlichkeit der Miet- 
wohnungen insgesamt und auf Dauer ausreichend gewähr- 
leistet? 

9. Treffen die Berechnungen der gemeinnützigen Wohnungswirt- 
schaft zu, wonach sie zur Zeit einen jährlichen Substanzverlust 
von 1,8 Milliarden DM hinnehmen muß; wie hoch schätzt die 
Bundesregierung den Substanzverlust der gesamten Wohnungs- 
wirtschaft ein? 

Beide Fragen zielen im wesentlichen auf die Situation im preis- 
gebundenen sozialen Wohnungsbau ab. Hier wird die Wirt- 
schaftlichkeit der Mietwohnungen durch das Kostenmietprinzip 
gewährleistet, das die Deckung der jeweiligen laufenden Auf- 
wendungen durch die zulässige Miete ermöglichen soll. Soweit 
die hierbei nach der II. Berechnungsverordnung zulässigen 
kalkulatorischen Ansätze für Verwaltungs- und Instand- 
haltungskosten einer Anpassung an die Kostenentwicklung 
bedürfen, ist eine entsprechende Korrektur erforderlich. Die 
Bundesregierung wird die Frage, in welchem Ausmaß eine 
Erhöhung der Kostenpauschalen tatsächlich unausweichlich und 
unvermeidbar ist, mit besonderer Sorgfalt prüfen. Sie hat hier- 
zu selbst ein Gutachten eingeholt, das aufgrund umfassender 
neutraler Informationen möglichst objektive Beurteilungs- 
maßstäbe geben soll. Dieses Gutachten wird ausgewertet. 

Die Bundesregierung bekennt sich zu ihrer Verpflichtung, für 
eine angemessene Anpassung der Kostenpauschalen der Be- 
rechnungsverordnung zu sorgen. Sie lehnt es jedoch angesichts 
der großen Spannweite der gutachtlichen Äußerungen zum 
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erforderlichen Ausmaß der Erhöhung der Kostenpauschalen ab, 
zu hypothetischen Ermittlungen eines „Substanzverlustes auf 
Grund zu niedriger Kostenpauschalen " Stellung zu nehmen. 
So müßten zumindest die beim Kostenmietprinzip entstehenden 
„Entschuldungsgewinne" mitberücksichtigt werden. 


10. Welche konkreten Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um den Wohnungsbestand künftig wirtschaftlich 
nachhaltig zu sichern; wie beurteilt die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang Vorschläge aus der Wohnungswirt- 
schaft, z. B. des Gesamtverbandes gemeinnütziger Wohnungs- 
unternehmen, des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie, 
der Deutschen Bau- und Bodenbank? 

Die Bundesregierung wird für den Bereich des sozialen Woh- 
nungsbaues zur Anpassung der Verwaltungs- und Instand- 
haltungspauschalen eine Änderungsverordnung zur „Verord- 
nung über wohnungswirtschaftliche Berechnungen (II. Berech- 
nungsverordnung)" erlassen. Die Verordnung bedarf der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, daß die 
Wohnungsunternehmen von sich aus durch höchstmögliche 
Rationalisierung im Bereich der Verwaltung und Instand- 
haltung die Wirtschaftlichkeit ihrer Wohnungsbestände ver- 
bessern. 

Für den preisfreien Altwohnungsbestand und die nicht preis- 
gebundenen Neubauwohnungen wird die Rentabilität wesent- 
lich durch die jeweiligen Marktverhältnisse beeinflußt. Der von 
der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Zweiten 
Wohnraumkündigungsschutzgesetzes sieht deshalb auch wei- 
terhin die Möglichkeit für den Vermieter vor, die Mieten auch 
während des laufenden Mietverhältnisses unter bestimmten 
Voraussetzungen an die Marktentwicklung anzupassen. Hierzu 
gehören auch Mieterhöhungen zur Deckung der Moderni- 
sierungskosten. 
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